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Zusammenfassende Sachdarstellung und Begründung 
 

Bebauungsplan Nr. 151, 
„Wohngebiet am Sophienhafen, Nord- und Westseite“ 

- Beschluss zur erneuten öffentlichen Auslegung -  
 
 
 
Mit dem Bebauungsplan soll eine Nachnutzung des brach liegenden Sophienhafens als 
Freizeithafen sowie der überwiegend ebenfalls brach liegenden umgebenden Baugebiete 
auf der Nord- und Westseite zu Wohnzwecken ermöglicht werden.  
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes und die öffentliche Auslegung ist durch den Stadtrat 
am 25.11.2009  beschlossen worden (Beschluss-Nr. V/2009/08187 und Beschluss-Nr. 
V/2009/08186).  
 
Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes mit der Begründung einschließlich Umwelt-
bericht und den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen hat 
vom 11.01.2010 bis 11.02.2010 stattgefunden. Mit Schreiben vom 16.12.2009 wurden die 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe 
der Stellungnahme aufgefordert und mit Schreiben vom 10.01.2010 über die öffentliche Aus-
legung benachrichtigt 
 
Aufgrund eingegangener Anregungen und wegen notwendiger Ergänzungen der Festset-
zungen in einzelnen Teilen soll der Bebauungsplan erneut öffentlich ausgelegt werden. 
 
Wesentlicher Gegenstand der erneuten öffentlichen Auslegung sind die folgenden Änderungen 
und Ergänzungen von Festsetzungen: 
 

- Einführung von Festsetzungen zur Erdgeschossfußbodenhöhe 
- Änderung der Festsetzungen zur Geschossigkeit und Höhe baulicher Anlagen 
- Festsetzung der Straßenhöhe 
 

Außerdem erfolgt eine geringfügige zeichnerische Anpassung der mit Geh- und Fahrrechten zu 
belegenden Fläche, die die inzwischen vorliegende Entwurfsplanung für die Kotgrabenbrücke 
berücksichtigt. Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird am südöstlichen Rand 
wegen einer Überschneidung mit dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 102.1a korrigiert. 
 
Eine zeichnerische Darstellung der denkmalgeschützten Gleise wird als nachrichtliche Über-
nahme ergänzt. Die Begründung einschließlich Umweltbericht wurden entsprechend den vor-
genommenen Änderungen angepasst. 
 
Die Familienverträglichkeit der Planung wurde in einer früheren Bearbeitungsphase geprüft 
und bestätigt. Das Vorhaben wird als familienverträglich eingestuft,  weil das Plangebiet 
Wohnformen für alle Altersgruppen der Bevölkerung bietet: neben einem Seniorenheim für 
ältere Bürger entstehen neue Wohngebiete mit Kinderspielplätzen für die junge Familien. 
Dieses Worturteil wird durch die vorgenommenen Änderungen nicht berührt. 
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Verzeichnis der nach der 1. öffentlichen Auslegung geän-
derten und ergänzten Festsetzungen in der Planzeich nung 
(Teil A) 
 
[1]  Festsetzung der Erdgeschossfußbodenhöhe als Mi ndesthöhe (Ergänzung) 
 
[2] Festsetzung der Höhe der Straßenoberkante (Ergä nzung) 
 
[3] und [4]  Festsetzung von 5 Vollgeschossen einsc hließlich eines Staffelgeschosses als 
Höchstgrenze statt bisher 3 Vollgeschossen sowie Hö he der baul. Anlagen 16,0 statt bis-
her 14 m als Höchstmaß im Nordteil des bisherigen B augebietes WA 3 (jetzt WA 3.1) und 
Höhe der baul. Anlagen 12,5 statt bisher 12,0 m als  Höchstmaß im Südteil des bisherigen 
Baugebietes WA 3 (jetzt WA 3.2). 
 
Im Zusammenhang damit Aufteilung des bisherigen Bau gebietes WA 3 in die Baugebiete 
WA 3.1 und WA 3.2 sowie Änderung / Ergänzung der so g. ,,Knotenlinien'' (Planzeichen Nr. 
15.14 PlanzV), Anpassung der Vollgeschossfestsetzun g im Teilgebiet WA 3.2 wie Nr. [5], 
Anpassung der Höhenfestsetzung und der Baugrenze. 
 
[5] Anpassung der Vollgeschossfestsetzung, Zulassun g des Staffelgeschosses als 4. 
Vollgeschoss 
 
[6] Korrektur: Höhenangabe 78,2 statt 78,1 
 
[7]  Erhöhung der zul. Höhe baulicher Anlagen auf 2 5,5 statt 23,5 m über der Bezugshöhe 
 
[8] Einführung eines Bereiches, in dem eingeschossi ge Gebäudeteile zulässig sind durch 
Wegfall der Mindesthöhe im Bereich "HbA 2". 
 
[9] Reduzierung der mit Geh- und Radfahrrecht zu be legenden Fläche 
 
[10] Änderung der Plangebietsgrenze im unmittelbar an den Bebauungsplan Nr. 102.1a 
grenzenden Teilstück, Anpassung an die festgesetzte  Geltungsbereichsgrenze des Be-
bauungsplanes Nr. 102.1a 
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Satzung der Stadt Halle (Saale) zum Bebauungsplan N r. 151, 
„Wohngebiet am Sophienhafen, Nord- und Westseite“ 
 
Aufgrund der nachfolgend aufgeführten Rechtsgrundlagen in der jeweils aktuellen Fassung wird durch 
Beschlussfassung des Stadtrates der Stadt Halle (Saale) vom ............. folgende Satzung über den 
Bebauungsplan Nr. 151, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen 
(Teil B), erlassen. 
 
Baugesetzbuch  
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414) 
  
Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) – Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132) 
 
Planzeichenverordnung 1990 
(PlanzV 90) – Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58) 
 
Der Satzung ist eine Begründung einschließlich Umwe ltbericht beigefügt 
 
 
Teil B: Textliche Festsetzungen 
 
FÜR DIE ERNEUTE ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG ERGÄNZTE UND GEÄNDERTE 
FESTSETZUNGEN SIND IN ROTER FARBGEBUNG KENNTLICH GEMACHT ! 
 
1.         Festsetzungen  
 
In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 
 
1.1  Art der baulichen Nutzung und Flächen mit beso nderem Nutzungszweck 
       (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 9 BauGB) 
 
1.1.1  Allgemeine Wohngebiete (WA) 
       (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 4 BauNVO) 
 

Die Nutzungen nach  § 4 Abs. 3  BauNVO Nr. 3, Anlagen für Verwaltungen, Nr. 4, 
Gartenbaubetriebe und Nr. 5, Tankstellen sind nicht zulässig. 
 

1.1.2  Flächen mit dem besonderen Nutzungszweck Fre izeit-Hafengelände 
       (§ 9 Abs.1 Nr. 9 BauGB) 

 
a) Zulässig sind folgende Nutzungen, sofern und soweit sie das Wohnen nicht stören: 

- Hafenbetrieb für Wasserfahrzeuge, die zu Sport- und Freizeitzwecken betrieben 
werden sowie auch für sonstige Wasserfahrzeuge der Wasser- und Schifffahrts-
verwaltung des Bundes 

- Schank- und Speisewirtschaften 
- Sonstige Gewerbebetriebe, die ausschließlich mit dem Hafenbetrieb verbundene 

Leistungen wie zum Beispiel Bootszubehörverkauf, Bootsreparaturen oder Boots-
tourismus ausführen 

- Höchstens zwei Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen  
 

b) In den zeichnerisch entsprechend bezeichneten Teilflächen mit dem besonderen 
Nutzungszweck Freizeit-Hafengelände dürfen die Betriebe  und Anlagen die folgen-
den Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (6.00 bis 22.00 Uhr) noch 
nachts (22.00 bis 6.00 Uhr) überschreiten: 
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- Flächen mit Bezeichnung „LEK 1“: tags 64 db(A) / 1 m²; nachts 45 dB(A)/ 1 m² 
- Flächen mit Bezeichnung „LEK 2“: tags 58 db(A) / 1 m²; nachts 43 dB(A)/ 1 m² 
Der Nachweis der Einhaltung hat nach DIN 45691, Abschnitt 5 zu erfolgen. 

 
 
1.2  Maß der baulichen Nutzung 
       ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 ff. BauNVO) 
 
1.2.1 Grundflächen 

(§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO) 
 
Überschreitungen der zulässigen Grundfläche durch 
- Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten,  
- Nebenanlagen im Sinne von § 14 (1) BauNVO, 
- bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 

lediglich unterbaut wird  
sind in den jeweiligen Baugebieten nur gemäß den folgenden Regelungen nach § 19 
Abs. 4 BauNVO zulässig: 

 
Baugebiet WA 1: Insgesamt um höchstens 30 % 

 
Baugebiet WA 2: Nur für Tiefgaragen auch um mehr als 50 %, höchstens jedoch bis 
zu einer Grundflächenzahl von 0,4 

 
Baugebiete WA 3.1, WA 3.2  und WA 4: Nur für Tiefgaragen auch um mehr als 50 
 %, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 
 
Die Bestimmungen des § 19 BauNVO gelten ansonsten unverändert. 
 

1.2.2 Besondere Geschossfestsetzung in den Baugebieten WA 1, WA 3.1, WA 3.2 
und WA 5  
(§ 16 Abs. 5 in Verbindung mit § 20 BauNVO) 
 
Ist die Zahl der Vollgeschosse in der Planzeichnung mit dem Zusatz (B) festgesetzt, 
so ist das jeweils oberste als Höchstmaß zulässige Vollgeschoss nur mit einer Ge-
schossfläche von höchstens 75 % derjenigen des darunter liegenden Vollgeschosses 
zulässig.  

 
1.2.3 Nichtanrechnung von Garagengeschossen auf die  Zahl der Vollgeschosse, 

Baugebiete WA 3 .1, WA 3.2 und WA 4 
(§ 21a BauNVO) 
 
Garagengeschosse sind in den Baugebieten WA 3.1, WA 3.2 und WA 4 in sonst an-
ders genutzten Gebäuden auf die Zahl der zulässigen Vollgeschosse nicht anzurech-
nen, soweit sie eine Höhe von 78,90 m über NHN nicht überschreiten. 
 

1.2.4 Hinzurechnung von Gemeinschaftsanlagen zur Gr undstücksfläche, Baugebiete 
WA 3.1, WA 3.2 und WA 4 
(§ 21a BauNVO) 
 
Der Grundstücksfläche im Sinne des § 19 Abs. 3 BauNVO sind Flächenanteile an 
außerhalb des Baugrundstücks festgesetzten Gemeinschaftsanlagen hinzu zu rech-
nen. 
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1.2.5 Überschreitungen der Höhe baulicher Anlagen 
(§ 18 BauNVO; § 31 BauGB) 
 
Überschreitungen der zulässigen Höhe durch technisch erforderliche Gebäudeteile 
wie Kamine, solarthermische Anlagen und Blitzschutzanlagen können ausnahmswei-
se zugelassen werden.  
 
 

1.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 22 und 23  BauNVO) 

 
1.3.1 Abweichende Bauweisen 

(§ 22 BauNVO) 
 

a) Im Baugebiet WA 1 sind abweichend von der offenen Bauweise Gebäude mit mehr 
als 50 m Länge zulässig. (Abweichende Bauweise „a1“)  
 

b) In den Baugebieten WA 3.1 und WA 3.2 sind abweichend von der offenen Bauweise 
           nur Gebäude mit bis zu 19 m Länge zulässig. Die Längenbegrenzung gilt nicht für 
           Tiefgaragen. (Abweichende Bauweise „a2“) 

 
1.3.2 Baugrenzen und Baulinien  

(§ 23 BauNVO) 
 
Die Baugrenzen und Baulinien dürfen in den jeweiligen Baugebieten wie folgt durch 
Gebäudeteile überschritten werden bzw. nicht überschritten werden: 
 
Baugebiet WA 1: Überschreitungen der Baugrenze zur Hafenstraße sind nicht zuläs-
sig. 
 
Baugebiet WA 2: Überschreitungen der Baugrenze zur Hafenstraße sind nicht zuläs-
sig.  
 
Baugebiet WA 3.1: Überschreitungen der Baugrenze zur Planstraße A sind nicht zu-
lässig. 
 
Baugebiet WA 4: Überschreitungen der Baugrenzen durch Balkone und Vordächer 
sind bis zu einer Tiefe von 2 m zulässig. 
 
Die Baugrenzen dürfen unbeschadet der oben stehenden Regelungen durch Terras-
sen überschritten werden. 
 

  
1.4    Stellplätze und Garagen 
         (§ 9 Abs. 1 Nr. 4  BauGB) 
 
a) Oberirdische Garagen sind nur in den Baugebieten WA 5 und WA 6 innerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
 

b) Tiefgaragen sowie oberirdische Stellplätze für Kraftfahrzeuge sind in den Baugebie-
ten WA 1, WA 2, WA 3.1, WA 3.2 und WA 4 nur innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen sowie innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Flächen für Stellplätze, 
Flächen für Gemeinschafts-Tiefgaragen und Flächen für Gemeinschafts-Stellplätze 
zulässig.  
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c) Ein- und Ausfahrten sind in den Baugebieten WA 2, WA 3 und WA 4 nur in den dafür 

zeichnerisch festgesetzten Bereichen zulässig. Die Lage kann ausnahmsweise um 
bis zu 10 m innerhalb der Baugebiete verschoben werden. 
 

d) Gemeinschaftstiefgaragen und Gemeinschaftsstellplätze in den Baugebieten WA 3.1, 
WA 3.2 und WA 4 dienen jeweils der Wohnnutzung in allen drei Baugebieten. 

 
e) Innerhalb der Flächen für den besonderen Nutzungszweck „Freizeit-Hafengelände“ 

sind Stellplätze nur in den dafür festgesetzten Flächen zulässig.  
 
 
1.5 Nebenanlagen  
 (§ 14 BauNVO) 
 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO oberhalb der Geländeoberfläche, 
die Gebäude im Sinne des § 2 BauO LSA sind, sind nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig.  

 
 

1.6 Schall-Immissionsschutz 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

 
Als resultierende Schalldämm- Maße R´w, res gemäß DIN 4109 sind mindestens zu er-
füllen: 
 

a) in Baugebieten, die als Lärmpegelbereich III gekennzeichnet sind: 
- für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume, Unterrichtsräume 

und ähnliches:  35 dB(A) 
- für sonstige Büroräume und sonstige Aufenthaltsräume: 30 dB(A) 
 

b) in Baugebieten, die als Lärmpegelbereich II gekennzeichnet sind: 
- für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume, Unterrichtsräume 

und ähnliches:  30 dB(A) 
- für sonstige Büroräume und sonstige Aufenthaltsräume: 30 dB(A) 
 
 

1.7  Anpflanzen und Erhaltung von Bäumen, Sträucher n und sonstigen 
Bepflanzungen 
(§ 9 Abs.1 Nr.  25 BauGB) 

 
1.7.1 Begrünung von Tiefgaragen und Dächern 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB; § 31 BauGB) 
 

a) Die Oberflächen der Tiefgaragen in den Baugebieten WA 1, WA 2, WA 3.1, WA 3.2 
und WA 4 sind zu mindestens 50% zu begrünen. Für die Begrünung ist eine Sub-
stratüberdeckung von mindestens 20 cm Stärke anzulegen. 
 

b) Die Dachflächen der Gebäude im Baugebiet WA 1 sind in der Summe aller Dachflä-
chen zu insgesamt mindestens 50 % zu begrünen. 
 

c) Unterschreitungen der nach den Buchstaben a) und b) festgesetzten mindestens zu 
begrünenden Flächenanteile durch Anlagen, die der Gewinnung von Sonnenenergie 
dienen können ausnahmsweise zugelassen werden. 
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1.7.2 Begrünung privater Grundstücke 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 
 

a) Im Baugebiet WA 1 sind mindestens 10, im Baugebiet WA 2 mindestens 6 und   
auf der privaten Grünfläche mindestens 8 standortgerechte, heimische Laubbäume zu 
pflanzen. 
 

b) Die Fläche für Stellplätze westlich der Hafenstraße ist mit mindestens 13 standortgerech-
ten, heimischen Laubbäumen zu begrünen.  

 
c) Die Fläche mit dem besonderen Nutzungszweck ,,Freizeit-Hafengelände'' ist südlich und 

westlich des Hafenbeckens mit mindestens 15 standortgerechten, heimischen Laub-
bäumen zu begrünen. 

 
d) Für die vorgenannten Pflanzungen nach den Buchstaben a) und b) sind mittel- bis 

großkronige Bäume der Qualität Hochstamm, 3x verpflanzt, Stammumfang 14 - 16 cm 
zu verwenden. Für die Pflanzungen nach Buchstabe c) gilt das Vorstehende, jedoch ist 
ein Stammumfang 16- 18 cm zu verwenden. 

 
1.7.3 Begrünung öffentlicher Straßen und öffentlich er Grünflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 
 
Innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche der Hafenstraße sind mindestens 15 
standortgerechte Laubbäume zu pflanzen. 
 
Innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ sind 
mindestens 28 standortgerechte Laubbäume zu pflanzen. 
 
Für die vorgenannten Pflanzungen sind Bäume der Qualität Hochstamm, 3 x ver-
pflanzt, Stammumfang 16 – 18 cm zu verwenden. Entlang der Hafenstraße ist eine 
großkronige Baumart wie Fraxinus (Esche) zu verwenden. Innerhalb der öffentlichen 
Grünfläche sind mittel- bis großkronige Baumarten zu pflanzen. 
 
Baumscheiben sind vor dem Überfahren zu sichern und müssen eine unversiegelte 
Fläche von mindestens 3 m x 2 m aufweisen. 
 

1.7.2 Flächen zur Erhaltung von Bäumen und Sträuche rn 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 
 
Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Flächen sind die vorhandenen heimischen, 
standortgerechten Bäume und Sträucher zu erhalten.  
 
 

1.8 Festsetzung der Höhenlage der Geländeoberfläche  von Baugebieten 
(§ 9 Abs. 3 BauNVO) 
 
Die Höhenlage der Geländeoberfläche darf in den Baugebieten WA 1 und WA 2 
78,00 m über NHN sowie in den Baugebieten WA 3.1, WA 3.2 und WA 4 78,90 m 
über NHN jeweils an der Oberkante des fertig hergestellten Geländes sowie an der 
Oberkante der fertig hergestellten Tiefgaragen nicht überschreiten. 
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1.9 Erdgeschossfußbodenhöhe als Mindesthöhe 
(§§ 9 Abs. 3 und 31 BauGB) 
 
Die in der Planzeichnung festgesetzten Erdgeschossfußbodenhöhen als Mindesthö-
hen dürfen an der Oberkante des fertig hergestellten Fußbodens im untersten Voll-
geschoss (Erdgeschoss) nicht unterschritten werden. 
 
Unterschreitungen können ausnahmsweise zugelassen werden, wenn nachgewiesen 
wird, dass durch die Unterschreitungen keine Hochwasserschäden am und im Ge-
bäude hervorgerufen werden können. 
 
 

2. Kennzeichnungen, nachrichtliche Übernahmen und H inweise 
 
2.1 Kennzeichnung und nachrichtliche Übernahme 

(§ 9 Abs. 5 und 6 BauGB) 
 

2.1.1 Kennzeichnung: Grundwasserschutz 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird gemäß § 9 (5) Nr. 1 BauGB als Flä-
che, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwir-
kungen erforderlich sind, gekennzeichnet. Aufgrund des zeitweise etwa 1 bis 3 Meter 
unter Gelände anstehenden Grundwasserspiegels sind entsprechende bauliche Vor-
kehrungen zu treffen.  

 
2.1.2 Nachrichtliche Übernahme: Überschwemmungsgebi ete 

In Überschwemmungsgebieten dürfen nicht ohne Genehmigung der Unteren Was-
serbehörde, unbeschadet anderer Vorschriften, wassergefährdende Stoffe gelagert,  
die Erdoberfläche erhöht oder vertieft, bauliche Anlagen hergestellt oder geändert, 
Baum- oder Strauchpflanzungen angelegt und Materialien, die den Hochwasserab-
fluss hindern können (Erde, Holz, Sand, Steine und dergleichen) gelagert werden.  
 
 

2.2 Hinweis e 
 

2.2.1 Archäologische Bodenfunde 
Alle ausführenden Firmen sind gem. § 17 Abs. 3 des Denkmalschutzgesetzes von 
Sachsen- Anhalt auf die Meldepflicht von Bodenfunden hinzuweisen. Bei unvermute-
tem Auffinden von archäologischen Kulturdenkmalen sind die §§ 9 Abs. 3 und 14 
Abs. 2 des Denkmalschutzgesetzes zu berücksichtigen. 
 

2.2.2  Bodenverunreinigungen 
Im gesamten Plangeltungsbereich können Verunreinigungen des Bodens auftreten. 
Es ist bei allen Planungsschritten zu gewährleisten und durch fachgutachterliche Un-
tersuchungen nachzuweisen, dass hinsichtlich der jeweils geplanten Nutzung keine 
Beeinträchtigungen der Bodenfunktion vorliegen, die geeignet sind, Gefahren, erheb-
liche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den Einzelnen und die Allgemeinheit 
herbeizuführen. 
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